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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zum Vollzug des Tierschutzgesetzes (TierSchG1); Ver-
zicht auf die Vorlage des Kutschenführerscheins B (Gewerbe) der Deutschen Reiterlichen Vereini-
gung (FN) oder einer anderen dem Kutschenführerschein B der FN gleichwertigen Fahrprüfung zur 
Durchführung einer gewerbsmäßigen Unterhaltung eines Fahrbetriebes mit Zugtieren auf den In-

seln Baltrum und Juist anlässlich der Corona-Pandemie 
 
Der Landkreis Aurich erlässt vor dem Hintergrund der Ausbreitung des Corona-Virus (SARS-CoV-2) und 
der damit verbundenen Auswirkungen als zuständige Behörde für die Durchführung des Tierschutzge-
setzes gemäß § 2 Nr. 1 Allgemeine Zuständigkeitsverordnung für die Gemeinden und Landkreise zur 
Ausführung von Bundesrecht (AllgZustVO-Kom2) i. V. m. § 11 Abs. 1 Nr. 8 c TierSchG und dem Runder-
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lass zur Gewerbsmäßigen Unterhaltung eines Fahrbetriebes mit Zugtieren (Kutschenerlass3) in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG4) und § 35 S. 2 Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwVfG5) folgende Allgemeinverfügung:  
 
1. Zur Durchführung einer gewerbsmäßigen Unterhaltung eines Fahrbetriebes mit Zugtieren auf der 

Inseln Baltrum und Juist wird für die eingesetzten Gespannführerinnen oder Gespannführer auf 
die Vorlage des Kutschenführerscheins B (Gewerbe) der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) 
oder einer anderen dem Kutschenführerschein B (Gewerbe) der FN gleichwertigen Fahrprüfung 
verzichtet. Es wird zur Durchführung einer gewerbsmäßigen Unterhaltung eines Fahrbetriebes mit 
Zugtieren auf den Inseln Baltrum und Juist für die eingesetzten Gespannführerinnen oder Ge-
spannführer die Vorlage des Kutschenführerscheins A (Privat) der Deutschen Reiterlichen Verei-
nigung (FN) als ausreichend angesehen. Zudem muss eine bestätigte Anmeldung zu einem Lehr-
gang zum Erlangen des Kutschenführerschein B (Gewerbe) und der angeschlossenen Prüfung in 
diesem Zeitraum vorliegen.  

 
2. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 01.07.2021 bis einschließlich zum 30.09.2021. Eine Verlän-

gerung ist möglich. 
 
3. Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 wird angeordnet. 
 
Begründung:  
 
Zu 1.: 
Zum Schutz der bei gewerbsmäßigen Fahrten eingesetzten Tiere, der zugleich dem Schutz des Begleit-
personals, beförderter Personen, unbeteiligter Personen und der Gefahrenreduzierung im öffentlichen 
Straßenverkehr dient, darf als Gespannführerinnen oder Gespannführer nur eingesetzt werden, wer 
über die fachlichen Kenntnisse und Fähigkeiten zum Führen eines Gespanns verfügt. Entsprechende 
Sachkunde ist gegenüber der zuständigen Behörde durch Vorlage des Kutschenführerscheins B der 
Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) oder einer anderen dem Kutschenführerschein B der FN 
gleichwertigen Fahrprüfung nachzuweisen (Ziffer 1.1.1 Kutschenerlass). 
 
Das rasant und weltweit um sich greifende Corona-Virus (Sars-CoV-2) und seine Folgen stellen derzeit 
Deutschland vor eine der größten je dagewesenen Herausforderungen. Um die Ausbreitung des 
Corona-Virus einzudämmen und in jedem Fall erheblich zu verlangsamen, wurden von den Bundeslän-
dern auf Basis des Bundesinfektionsschutzgesetzes bereits Maßnahmen veranlasst. Die Bundesregie-
rung und die Regierungschefs der Bundesländer haben wiederholt Leitlinien zum einheitlichen Vorge-
hen zur weiteren Beschränkung von sozialen Kontakten im öffentlichen und privaten Bereich verein-
bart. Diese beinhalten vorläufige Betriebsuntersagungen ebenso wie Kontaktbeschränkungen. Hiervon 
betroffen sind auch die Durchführungen von Lehrgängen zum Erlangen des Kutschenführerscheins B 
(Gewerbe) und der anschließenden Prüfungen. Es ist daher den betroffenen Gespannführerinnen oder 
Gespannführer unmöglich, zeitgerecht ihre Befähigung zum Führen von Kutschen zum Transport von 
Personen oder Lasten gegen ein Entgelt vorzulegen. 
 
Auf den Inseln Baltrum und Juist sind grundsätzlich jegliche Kraftfahrzeugverkehre verboten. Stattdes-
sen werden auf den Inseln Pferdekutschen für den Personen- und Pferdefuhrwerke für den Güter-
transport eingesetzt. Insbesondere während der Hauptsaison ist aufgrund der hohen Anzahl von Tou-
risten auf den Inseln Baltrum und Juist der Bedarf an Güter- sowie Personentransporten stark erhöht. 
Durch das Fehlen der mit der geforderten Sachkunde ausgestatteter Gespannführerinnen oder Ge-
spannführer wird der Einsatz der Gespannfuhrwerke nur sehr eingeschränkt möglich sein.  Es ist zu 
befürchten, dass die Inselversorgung, insbesondere die Versorgung der Einwohner einschließlich der 
Touristen hierdurch unverhältnismäßig geschadet wird.  
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Um die Inselversorgung auf den Inseln Baltrum und Juist durch die gewerbsmäßige Unterhaltung eines 
Fuhrbetriebes mit Zugtieren aufrechtzuerhalten wird daher die ersatzweise Vorlage des Kutschenfüh-
rerscheins A (Privat) der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) als verhältnismäßig angesehen. Zu-
dem war bis zum Ablauf des 14.03.2020 der Kutschenführerschein A (Privat) der Deutschen Reiterli-
chen Vereinigung (FN) als ausreichender Sachkundenachweis anerkannt. Eine erhebliche Gefährdung 
der Verkehrssicherheit ist hiervon nicht zu erwarten. 
 
Zu 2.: 
Nach Mitteilung der betroffenen Fuhrunternehmen und der Deutschen Reiterlichen Vereinigung (FN) 
wird eine Durchführung der Lehrgänge und der Prüfungen im September 2021 erwartet.  
 
Zu. 3.: 
Für Ziffer 1 der Allgemeinverfügung wird die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwG0) angeordnet. Die sofortige Geltung der bewilligten Ausnahme nach Ziffer 
1 liegt im überwiegenden Interesse der Adressaten der Allgemeinverfügung und der Bewohner der 
Inseln Baltrum und Juist, um die Gefährdung der Inselversorgung in der herrschenden Ausnahmesitu-
ation auszuschließen. 
 
Hinweis:  
Bei Fahrten im öffentlichen Verkehr wird angeraten, eine Kopie dieser Allgemeinverfügung mitzufüh-
ren.  
 
Bekanntmachungshinweis:  
Die Allgemeinverfügung gilt ab dem 01.07.2021 bis einschließlich zum 30.09.2021 (§ 1 Abs. 1 NVwVfG 
i. V. m. § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlosspatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden.  
 
In Vertretung 
Smolinski 
_________________________________________________________________ 
 
1  Tierschutzgesetz (TierSchG) v. 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), 
2  Allgemeine Zuständigkeitsverordnung für die Gemeinden und Landkreise zur Ausführung von Bundesrecht (AllgZustVO-

Kom) v. 14. Dezember 2004 (Nds. GVBl. 2004, S.589), 
3  Runderlass d. ML zur Gewerbsmäßige Unterhaltung eines Fahrbetriebes mit Zugtieren (Kutschenerlass) v. 14. 2. 2018 

(Nds. MBI. Nr. 6/2018), 
4  Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (Nds. VwVfG) v. 24.09.2009 (Nds. GVB1. S. 361),  
5  Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) v. 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), in der jeweils zurzeit gültigen Fassung. 

 

 
Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Testung in landwirtschaftlichen Betrieben, die tem-

porär Erntehelfer*innen beschäftigen, die sie in Sammelunterkünften unterbringen 
 
Der Landkreis Aurich erlässt gem. § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG1 auf Grundlage der fachaufsichtlichen Weisung 
des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung vom 28.06.2021 als 
zuständige Behörde gem. § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und    S. 3 NGöGD2 die nachstehende Allgemeinverfügung: 
 

1. Für alle Beschäftigten in landwirtschaftlichen Betrieben, die temporär Erntehelfer*innen be-
schäftigen, welche in Sammelunterkünften untergebracht werden, tritt am 01.07.2021 eine 
Testpflicht in Kraft. Sämtliche Beschäftigte in vorgenannten Betrieben sind mindestens zwei-
mal pro Woche zu testen. 
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2. Die unter Ziff. 1 genannten Betriebe dürfen ab dem 01.07.2021 nur Personen einsetzen, die 
einmal bei der ersten Ankunft und später mindestens zweimal wöchentlich auf eine Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet worden sind und dabei ein negatives Testergebnis 
erhalten haben. 
 

3. Testungen können mittels eines PCR-Tests oder eines Antigen-Tests erfolgen. Verwendete An-
tigentests müssen auf der Liste des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte auf-
geführt sein: 
 
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=110:100:30310029002527:::::&tz=2:00 für Schnell-
tests und 
 
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=ANTIGENTESTS-AUF-SARS-COV-2:TESTS-ZUR-EIGEN-
ANWENDUNG-DURCH-LAIEN:512646371227:::::&tz=2:00 für Selbsttests 

 
Selbsttestungen sind nur zulässig, wenn sie unter Aufsicht einer geschulten Peron des Betrie-
bes vorgenommen werden. Meldepflichten gemäß Infektionsschutzgesetz, auch bei positiven 
Antigentests, sind unbedingt zu beachten. 
 
Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entsprechend § 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmenverordnung vom 08.05.2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) für genesene und geimpfte 
Personen. 

 
4. Dokumentationen über die Testung sind auf dem Betriebsgelände für mindestens einen Monat 

vorzuhalten.  
 

5. Die Kosten des Nachweistests hat der Betriebsinhaber zu tragen.  
 

6. Für Beschäftigte, die eine SARS-CoV-Infektion durchgemacht haben, gelten die vom Robert 
Koch-Institut veröffentlichten Entlassungskriterien aus der Isolierung für die Wiederaufnahme 
der Arbeit im Betrieb. 
 

7. Im Ausbruchsfall soll die Testfrequenz erhöht werden. 
 

8. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 01.07.2021 bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis 
einschließlich 28.07.2021. Eine Verlängerung ist vorgesehen. 
 

9. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 
8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben keine aufschie-
bende Wirkung. 
 

Hinweise: 
1. Auf die sich darüber hinaus aus dem Arbeitsschutzrecht (SARS-Cov-2-Arbeitsschutzverordnung 

und SARS-Cov-2-Arbeitsschutzregel) ergebenden Pflichten des Arbeitsgebers zum Schutz vor 
Ansteckung mit dem Coronavirus in Unterkünften wird hingewiesen. 

 
2. Gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 

vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zuwiderhandelt. Diese Ordnungs-
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € geahndet werden, § 73 Abs. 2 IfSG. 
Gemäß § 74 Alternative 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, wer die in § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und 
dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-
19) unter Buchstabe t) benannt), verbreitet. 



- 553 - 

Begründung: 
Es hat sich gezeigt, dass es unter den Erntehelferinnen und Erntehelfern zu größeren Infektionsaus-
brüchen kommen kann. Die Ursache für die starke Ausbreitung von Infektionen in diesem Umfeld wird 
darin vermutet, dass die Erntehelferinnen und Erntehelfer häufig in großen Sammelunterkünften un-
tergebracht sind, in denen Hygiene- und Abstandsregeln nicht gut eingehalten werden können. Außer-
dem kann es zu Infektionen am Arbeitsplatz kommen, die durch körperliche Arbeit bei mangelndem 
Abstand begünstigt werden. 
 
Es muss alles getan werden, um eine Ausbreitung von Covid-19 unter den Beschäftigten so früh wie 
möglich zu erkennen und zu stoppen. Deshalb müssen die Beschäftigten in landwirtschaftlichen Be-
trieben, die temporär Erntehelfer*innen beschäftigen, die sie in Sammelunterkünften unterbringen, 
regelmäßig getestet werden. 
 
Unter dem Begriff Sammelunterkünfte sind Unterkünfte zu verstehen, in denen mehrere Personen aus 
unterschiedlichen Familien/Haushalten in einem Raum wohnen und/oder Sanitäreinrichtungen ge-
meinschaftlich genutzt werden. 
 
Aufgrund der Erheblichkeit der Auswirkungen für große Teile der Bevölkerung am Beispiel des Aus-
bruchsgeschehens auf einem Spargelhof im Kreis Diepholz ist trotz derzeit niedriger Inzidenzen nach 
dem Vorsorgeprinzip eine schnellstmögliche umfassende und landesweit gültige Regelung zur Gefah-
renabwehr zu treffen. Dabei ist aufgrund ähnlicher Produktionssituationen und Mitarbeiterstrukturen 
eine generalisierende Betrachtungsweise erforderlich. Auch wenn selbstverständlich die Unterneh-
men untereinander in den genannten Bereichen Abweichungen aufweisen, sind die grundlegenden 
Bedingungen beim Einsatz von Erntehelfer*innen vergleichbar, so dass die Gefahr ähnlich gelagerter 
Ausbruchsgeschehen besteht. 
 
Die Vorgaben ermöglichen den unterbrechungsfreien Weiterbetrieb der Unternehmen und sind ange-
sichts der erheblichen Gesundheitsgefahren für eine Vielzahl von Beschäftigten auch verhältnismäßig. 
Dies gilt umso mehr, da ohne diese Gefahrenabwehr durch eine bestmögliche Infektionsvorbeugung 
der Weiterbetrieb der Unternehmen gefährdet ist. 
 
Durch die Befristung der Allgemeinverfügung ist sichergestellt, dass die Maßnahme dem weiteren Ver-
lauf des Coronainfektionsgeschehens angepasst wird. 
 
Bekanntmachungshinweis 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 
Satz 4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
In Vertretung 
Smolinski 
___________________________________________________________ 
1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
2 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006 (Nds. GVBl. S.   
   178), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 
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Allgemeinverfügung des Landkreises Aurich zur Testung von Personen in der Produktion von 
Schlacht- und Zerlegebetrieben im Landkreis Aurich 

 
Der Landkreis Aurich erlässt gem. § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG1 auf Grundlage der fachaufsichtlichen Weisung 
des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung vom 28.06.2021 als 
zuständige Behörde gem. § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und    S. 3 NGöGD2  die nachstehende Allgemeinverfügung: 
 

1. In Schlacht- und Zerlegebetrieben des Landkreises Aurich dürfen ab dem 01.07.2021 nur Per-
sonen in der Produktion eingesetzt werden, die mindestens einmal pro Woche auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet worden sind und dabei ein negatives Tester-
gebnis haben; ausgenommen von der Testpflicht durch die Betriebe sind Personen, die aus-
schließlich hoheitliche Aufgaben ausführen.  
 

2. Der Testverpflichtung unterfällt nicht das Fleischerhandwerk, d. h. Betriebe, die ihre Tä-
tigkeiten nach § 1 Abs. 2 der Handwerksordnung handwerksmäßig betreiben und in die 
Handwerksrolle des zulassungspflichtigen Handwerks eingetragen sind und in der Regel 
nicht mehr als 49 Personen in der Produktion tätig werden lassen, oder Betriebe, die in 
das Verzeichnis des zulassungsfreien Handwerks oder handwerksähnlichen Gewerbes ein-
getragen sind und in der Regel nicht mehr als 49 Personen in der Produktion tätig werden 
lassen. 

 
3. Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entsprechend § 7 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-

Ausnahmenverordnung vom 08.05.2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) für genesene und geimpfte 
Personen. 
 

4. Der Landkreis Aurich kann im Einzelfall begründete Ausnahmen von der Testverpflichtung zu-
lassen. 
 

5. Testungen können mittels eines PCR-Tests oder eines Antigen-Tests erfolgen. Verwendete An-
tigentests müssen auf der Liste des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte auf-
geführt sein:  

 
https://antigen-test.bfarm.de/ords/f?p=110:100:30310029002527:::::&tz=2:00 für Schnell-
tests und  
 
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=ANTIGENTESTS-AUF-SARS-COV-2:TESTS-ZUR-EIGEN-
ANWENDUNG-DURCH-LAIEN:512646371227:::::&tz=2:00 für Selbsttests 
 

6. Dokumentationen über die Testung sind auf dem Betriebsgelände für mindestens einen Monat 
vorzuhalten.  
 

7. Die Kosten des Nachweistests hat der Betriebsinhaber zu tragen.  
 

8. Für Beschäftigte, die eine SARS-CoV-Infektion durchgemacht haben, gelten die vom Robert 
Koch-Institut veröffentlichten Entlassungskriterien aus der Isolierung für die Wiederaufnahme 
der Arbeit im Betrieb. 

 
9. Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 01.07.2021 bis zu ihrer Aufhebung, längstens jedoch bis 

einschließlich 28.07.2021. Eine Verlängerung ist vorgesehen. 
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10. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung sind gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 
8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsmittel gegen diese Allgemeinverfügung haben keine aufschie-
bende Wirkung. 
 

Hinweis: 
 

1. Gemäß § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Anordnung nach § 28 Abs. 1 S. 1 oder 2 IfSG zuwiderhandelt. Diese Ordnungs-
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 € geahndet werden, § 73 Abs. 2 IfSG. 
Gemäß § 74 Alternative 1 IfSG wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft, wer die in § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und 
dadurch eine in § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 genannte Krankheit (Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-
19) unter Buchstabe t) benannt), verbreitet. 
 

Begründung: 
Verschiedene massive Infektionsgeschehen in industriellen Schlacht-und Zerlegebetrieben haben ge-
zeigt, dass in diesen Betrieben insbesondere aufgrund der besonderen klimatischen Verhältnisse, die 
für die Fleischverarbeitung erforderlich sind, der Mitarbeiterstruktur und der Arbeitsorganisation in 
der Produktion ein erhebliches Risiko für massenweise auftretende Infektionen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 innerhalb der Belegschaft besteht. 
 
Aufgrund erster vorliegender wissenschaftlicher Einschätzungen zu möglichen Ursachen ist davon aus-
zugehen, dass u.a. die Belüftungsanlagen im Zusammenspiel mit der für diese Betriebe typischerweise 
erforderlichen Luftkühlung ein nicht unerhebliches Infektionsrisiko bergen. Da zudem noch nicht ein-
deutig aufgeklärt ist, welche betriebsorganisatorischen oder technischen Gründe ggf. zusätzlich das 
Infektionsgeschehen begünstigen, muss alles getan werden, um schon den Eintrag möglicher Viren in 
die Betriebe so weit wie möglich zu unterbinden. Deshalb müssen die Beschäftigten in der Produktion 
regelmäßig getestet werden. 
 
Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind die Personen, die sich in den Betrieben und in der Pro-
duktion aufhalten müssen, um die gesetzlich vorgeschriebenen staatlichen und kommunalen Auf-
sichtsaufgaben ausführen zu können. Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entsprechend § 7 der 
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 08.05.2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) für 
genesene und geimpfte Personen. 
 
Das Fleischerhandwerk, das in der Regel kein betriebsfremdes Personal einsetzt, ist von der Testpflicht 
auszunehmen, da in diesen Betrieben die Infektionsgefährdung vergleichsweise geringer ist und die 
Rückverfolgbarkeit im Falle eines Infektionsgeschehens effizienter gewährleistet werden kann als in 
Betrieben mit einer industriellen Arbeitsorganisation. 
 
Die gewählte Anzahl von bis zu 49 tätigen Personen in der Produktion orientiert sich zum einen an der 
Empfehlung der EU-Kommission für die Definition kleiner Unternehmen (Empfehlung 2003/361/EG) 
mit bis zu 49 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Zum anderen zeigen für das Gebiet der Bundes-
republik Deutschland einschlägige Umsatzzahlen, dass die gewählte Größe geeignet ist, handwerkliche 
Unternehmen von faktisch industriellen Unternehmen abzugrenzen. 
 
Aufgrund der Erheblichkeit der Auswirkungen für große Teile der Bevölkerung am Beispiel des Aus-
bruchsgeschehens in einem Schlacht- und Zerlegebetrieb in NRW ist nach dem Vorsorgeprinzip eine 
schnellstmögliche umfassende und landesweit gültige Regelung zur Gefahrenabwehr zu treffen. Dabei 
ist aufgrund ähnlicher Produktionssituationen und Mitar-beiterstrukturen eine generalisierende Be-
trachtungsweise erforderlich, auch wenn selbstverständlich die Unternehmen untereinander in den 
genannten Bereichen auch Abwei-chungen aufweisen. Die Vorgaben ermöglichen den Weiterbetrieb 
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der Unternehmen und sind angesichts der erheblichen Gesundheitsgefahren für eine Vielzahl von Be-
schäftigten auch verhältnismäßig. Dies gilt umso mehr, da ohne diese Gefahrenabwehr durch eine 
bestmögliche Infektionsvorbeugung der Weiterbetrieb der Unternehmen gefährdet ist. 
 
Ausnahmen von der Testverpflichtung sind zulässig, wenn ein Betrieb darlegen kann, dass gegenüber 
anderen Produktionsbetrieben kein erhöhtes Infektionsrisiko besteht, z.B. weil technische oder orga-
nisatorische Maßnahmen ergriffen wurden, die geeignet sind das In-fektionsrisiko innerhalb des Be-
triebes erheblich zu reduzieren. Durch die Befristung der Weisung ist sichergestellt, dass die Maß-
nahme dem weiteren Verlauf des Coronainfektionsgeschehens angepasst wird. 
 
Bekanntmachungshinweis 
Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 Abs. 4 
Satz 4 VwVfG). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. 
 
In Vertretung 
Smolinski 
____________________________________________________ 
1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), 
2 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD)  
   v. 24.03.2006 (Nds. GVBl. S. 178), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Stadt Emden 

 

 
Allgemeinverfügung der Stadt Emden zur Testung von temporär beschäftigten Erntehelfer*innen  

in landwirtschaftlichen Betrieben, welche in Sammelunterkünften untergebracht werden 
 
Die Stadt Emden erlässt als nach § 28 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG)1 in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD)2 
zuständige Behörde folgende Allgemeinverfügung: 
 

1. Für alle Beschäftigten in landwirtschaftlichen Betrieben, die temporär Erntehelfer*innen 
beschäftigen, welche in Sammelunterkünften untergebracht werden, tritt am 01.07.2021 
eine Testpflicht in Kraft.  
Sämtliche Beschäftigte in vorgenannten Betrieben sind mindestens zweimal pro Woche 
zu testen.  

 
Die genannten Betriebe dürfen ab dem 01.07.2021 nur Personen einsetzen, die einmal bei 
der ersten Ankunft und später mindestens zweimal wöchentlich auf eine Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 getestet worden sind und dabei ein negatives Testergebnis 
erhalten haben. 

 
Testungen können mittels eines PCR-Tests oder eines Antigen-Tests erfolgen. Verwendete 
Antigentests müssen auf der Liste des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte aufgeführt sein:  
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https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=110:100:30310029002527:::::&tz=2:00  
 

für Schnelltests und 
 

https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=110:100:27419268311667:::::  
 

für Selbsttest. 
  

Selbsttestungen sind nur zulässig, wenn sie unter Aufsicht einer geschulten Person des 
Betriebes vorgenommen werden. 

 
Meldepflichten gemäß Infektionsschutzgesetz, auch bei positiven Antigentests, sind un-
bedingt zu beachten. 

 
Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entsprechend § 7 der COVID-19-Schutzmaßnah-
menAusnahmenverordnung vom 08.05.2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) für genesene und 
geimpfte Personen.  
Dokumentationen über die Testung sind auf dem Betriebsgelände für mindestens einen 
Monat vorzuhalten. Die Kosten des Nachweistests hat der Betriebsinhaber zu tragen. Für 
Beschäftigte, die eine SARS-CoV-Infektion durchgemacht haben, gelten die vom Robert 
Koch-Institut veröffentlichten Entlassungskriterien aus der Isolierung für die Wiederauf-
nahme der Arbeit im Betrieb. 

 
Auf die sich darüber hinaus aus dem Arbeitsschutzrecht (SARS-Cov-2-Arbeitsschutzverord-
nung und SARS-Cov-2-Arbeitsschutzregel) ergebenden Pflichten des Arbeitsgebers zum 
Schutz vor Ansteckung mit dem Coronavirus in Unterkünften wird hingewiesen. 

 
2. Im Ausbruchsfall soll die Testfrequenz erhöht werden. 

 
3. Diese Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben 

(§ 1 Absatz 1 Nds. Verwaltungsverfahrensgesetz in Verbindung mit § 41 Absatz 3 Satz 2, 
Absatz 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz)3 und gilt bis zum Ablauf des 30.09.2021. 

 
Begründung: 
Es hat sich gezeigt, dass es unter den Erntehelferinnen und Erntehelfern zu größeren Infektionsaus-
brüchen kommen kann. Die Ursache für die starke Ausbreitung von Infektionen in diesem Umfeld wird 
darin vermutet, dass die Erntehelferinnen und Erntehelfer häufig in großen Sammelunterkünften un-
tergebracht sind, in denen Hygiene- und Abstandsregeln nicht gut eingehalten werden können.  
Außerdem kann es zu Infektionen am Arbeitsplatz kommen, die durch körperliche Arbeit bei mangeln-
dem Abstand begünstigt werden. 
 
Es muss alles getan werden, um eine Ausbreitung von Covid-19 unter den Beschäftigten so früh wie 
möglich zu erkennen und zu stoppen. Deshalb müssen die Beschäftigten in landwirtschaftlichen Be-
trieben, die temporär Erntehelfer*innen beschäftigen, die sie in Sammelunterkünften unterbringen, 
regelmäßig getestet werden.  
 
Unter dem Begriff Sammelunterkünfte sind Unterkünfte zu verstehen, in denen mehrere Personen aus 
unterschiedlichen Familien/Haushalten in einem Raum wohnen und/oder Sanitäreinrichtungen ge-
meinschaftlich genutzt werden.  
 
Aufgrund der Erheblichkeit der Auswirkungen für große Teile der Bevölkerung am Beispiel des aktuel-
len Ausbruchsgeschehens auf einem Spargelhof im Kreis Diepholz ist trotz derzeit niedriger Inzidenzen 

https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=110:100:30310029002527:::::&tz=2:00
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=110:100:27419268311667
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nach dem Vorsorgeprinzip eine schnellstmögliche umfassende und landesweit gültige Regelung zur 
Gefahrenabwehr zu treffen.  
Dabei ist aufgrund ähnlicher Produktionssituationen und Mitarbeiterstrukturen eine generalisierende 
Betrachtungsweise erforderlich. Auch wenn selbstverständlich die Unternehmen untereinander in den 
genannten Bereichen Abweichungen aufweisen, sind die grundlegenden Bedingungen beim Einsatz 
von Erntehelfer*innen vergleichbar, so dass die Gefahr ähnlich gelagerter Ausbruchsgeschehen be-
steht.  
 
Die Vorgaben ermöglichen den unterbrechungsfreien Weiterbetrieb der Unternehmen und sind ange-
sichts der erheblichen Gesundheitsgefahren für eine Vielzahl von Beschäftigten auch verhältnismäßig. 
Dies gilt umso mehr, da ohne diese Gefahrenabwehr durch eine bestmögliche Infektionsvorbeugung 
der Weiterbetrieb der Unternehmen gefährdet ist.  
 
Durch die Befristung der Allgemeinverfügung ist sichergestellt, dass die Maßnahme dem weiteren Ver-
lauf des Coronainfektionsgeschehens angepasst wird 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlosspatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden.  
 
Emden, 30.06.2021 
 
gez. 
Oberbürgermeister 
Tim Kruithoff 
_____________________________________________________________________________ 
1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045) 
2 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006  
3 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), 
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung. 

 

 
Allgemeinverfügung 

der Stadt Emden zu Testungen in Schlacht- und Zerlegebetrieben 
 
 
Die Stadt Emden erlässt als nach § 28 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG)1 in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 3 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD)2 
zuständige Behörde folgende Allgemeinverfügung: 
 

1. Gegenüber den in der Stadt Emden gelegenen Schlacht- und Zerlegebetrieben wird 
angeordnet, dass diese ab dem 01.07.2021 nur Personen in der Produktion einsetzen 
dürfen, die mindestens einmal pro Woche auf eine Infektion mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 getestet worden sind und dabei ein negatives Testergebnis haben; ausge-
nommen von der Testpflicht durch die Betriebe sind Personen, die ausschließlich ho-
heitliche Aufgaben ausführen. 

 
Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entsprechend § 7 der COVID-19-Schutzmaß-
nahmen-Ausnahmenverordnung vom 08.05.2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) für gene-
sene und geimpfte Personen.  
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Testungen können mittels eines PCR-Tests oder eines Antigen-Tests erfolgen. Verwen-
dete Antigentests müssen auf der Liste des Bundesinstituts für Arzneimittel und Me-
dizinprodukte aufgeführt sein:  

 
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=110:100:7381914756799::::: 

 
für Schnelltests und  

 
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=ANTIGENTESTS-AUF-SARS-COV-2:TESTS-ZUR-
EIGENANWENDUNG-DURCH-LAIEN:512646371227:::::&tz=2:00  

 
für Selbsttests. 

 
Dokumentationen über die Testung sind auf dem Betriebsgelände für mindestens ei-
nen Monat vorzuhalten.  

 
Die Kosten des Nachweistests hat der Betriebsinhaber zu tragen. 

 
Für Beschäftigte, die eine SARS-CoV-Infektion durchgemacht haben, gelten die vom 
Robert Koch-Institut veröffentlichten Entlassungskriterien aus der Isolierung für die 
Wiederaufnahme der Arbeit im Betrieb. 

 
2. Der Testverpflichtung unterfällt nicht das Fleischerhandwerk, d. h. Betriebe, die ihre 

Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 der Handwerksordnung handwerksmäßig betreiben und in 
die Handwerksrolle des zulassungspflichtigen Handwerks eingetragen sind und in der 
Regel nicht mehr als 49 Personen in der Produktion tätig werden lassen, oder Betriebe, 
die in das Verzeichnis des zulassungsfreien Handwerks oder handwerksähnlichen Ge-
werbes eingetragen sind und in der Regel nicht mehr als 49 Personen in der Produktion 
tätig werden lassen. 
 

3. Diese Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt ge-
geben (§ 1 Absatz 1 Nds. Verwaltungsverfahrensgesetz in Verbindung mit § 41 Absatz 
3 Satz 2, Absatz 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz)3 und gilt bis zum Ablauf des 
30.09.2021. 

 
Begründung: 
Verschiedene massive Infektionsgeschehen in industriellen Schlacht-und Zerlegebetrieben 
haben gezeigt, dass in diesen Betrieben insbesondere aufgrund der besonderen klimatischen Verhält-
nisse, die für die Fleischverarbeitung erforderlich sind, der Mitarbeiterstruktur und der Arbeitsorgani-
sation in der Produktion ein erhebliches Risiko für massenweise auftretende Infektionen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 innerhalb der Belegschaft besteht. 
 
Aufgrund erster vorliegender wissenschaftlicher Einschätzungen zu möglichen Ursachen ist davon aus-
zugehen, dass u.a. die Belüftungsanlagen im Zusammenspiel mit der für diese Betriebe typischerweise 
erforderlichen Luftkühlung ein nicht unerhebliches Infektionsrisiko bergen. Da zudem noch nicht ein-
deutig aufgeklärt ist, welche betriebsorganisatorischen oder technischen Gründe ggf. zusätzlich das 
Infektionsgeschehen begünstigen, muss alles getan werden, um schon den Eintrag möglicher Viren in 
die Betriebe so weit wie möglich zu unterbinden. Deshalb müssen die Beschäftigten in der Produktion 
regelmäßig getestet werden.  
 
Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind die Personen, die sich in den Betrieben und in der Pro-
duktion aufhalten müssen, um die gesetzlich vorgeschriebenen staatlichen und kommunalen Auf-
sichtsaufgaben ausführen zu können. Ausnahmen von der Testpflicht bestehen entsprechend § 7 der 

https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=110:100:7381914756799
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=ANTIGENTESTS-AUF-SARS-COV-2:TESTS-ZUR-EIGENANWENDUNG-DURCH-LAIEN:512646371227:::::&tz=2:00
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=ANTIGENTESTS-AUF-SARS-COV-2:TESTS-ZUR-EIGENANWENDUNG-DURCH-LAIEN:512646371227:::::&tz=2:00
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COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 08.05.2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) für 
genesene und geimpfte Personen. 
 
Das Fleischerhandwerk, das in der Regel kein betriebsfremdes Personal einsetzt, ist von der Testpflicht 
auszunehmen, da in diesen Betrieben die Infektionsgefährdung vergleichweise geringer ist und die 
Rückverfolgbarkeit im Falle eines Infektionsgeschehens effizienter gewährleistet werden kann, als in 
Betrieben mit einer industriellen Arbeitsorganisation. 
 
Die gewählte Anzahl von bis zu 49 tätigen Personen in der Produktion orientiert sich zum einen an der 
Empfehlung der EU-Kommission für die Definition kleiner Unternehmen (Empfehlung 2003/361/EG) 
mit bis zu 49 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Zum anderen zeigen für das Gebiet der Bundes-
republik Deutschland einschlägige Umsatzzahlen, dass die gewählte Größe geeignet ist, handwerkliche 
Unternehmen von faktisch industriellen Unternehmen abzugrenzen. 
 
Aufgrund der Erheblichkeit der Auswirkungen für große Teile der Bevölkerung am Beispiel des Aus-
bruchsgeschehens in einem Schlacht- und Zerlegebetrieb in NRW ist nach dem Vorsorgeprinzip eine 
schnellstmögliche umfassende und landesweit gültige Regelung zur Gefahrenabwehr zu treffen. Dabei 
ist aufgrund ähnlicher Produktionssituationen und Mitarbeiterstrukturen eine generalisierende Be-
trachtungsweise erforderlich, auch wenn selbstverständlich die Unternehmen untereinander in den 
genannten Bereichen auch Abweichungen aufweisen.  
Die Vorgaben ermöglichen den Weiterbetrieb der Unternehmen und sind angesichts der erheblichen 
Gesundheitsgefahren für eine Vielzahl von Beschäftigten auch verhältnismäßig. Dies gilt umso mehr, 
da ohne diese Gefahrenabwehr durch eine bestmögliche Infektionsvorbeugung der Weiterbetrieb der 
Unternehmen gefährdet ist.  
 
Ausnahmen von der Testverpflichtung sind zulässig, wenn ein Betrieb darlegen kann, dass gegenüber 
anderen Produktionsbetrieben kein erhöhtes Infektionsrisiko besteht, z.B. weil technische oder orga-
nisatorische Maßnahmen ergriffen wurden, die geeignet sind das Infektionsrisiko innerhalb des Betrie-
bes erheblich zu reduzieren. Durch die Befristung der Allgemeinverfügung ist sichergestellt, dass die 
Maßnahme dem weiteren Verlauf des Coronainfektionsgeschehens angepasst wird. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlosspatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden.  
 
Emden, 30.06.2021 
 
gez. 
Oberbürgermeister 
Tim Kruithoff 
_______________________________________________________________ 
1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) v. 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045) 
2 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006  
3 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), 
jeweils in der zurzeit gültigen Fassung 
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Allgemeinverfügung der Stadt Emden zur Aufhebung der Ausnahme von Testpflichten nach § 4 
Abs. 2 Nr. 5 Coronavirus-EinreiseV für Grenzpendler/Grenzgänger vom 02.04.2021 

 
Die Stadt Emden erlässt gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst (NGöGD1) zuständige Behörde nach § 4 Absatz 2 Nr. 5 der Verordnung der Bundes-
regierung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in Bezug auf das Coronavirus SARS-
CoV-2 nach Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bun-
destag (Coronavirus-Einreiseverordnung – CoronaEinreiseV2) aF folgende Allgemeinverfügung: 
 

1. Die Allgemeinverfügung der Stadt Emden zur Ausnahme von Testpflichten nach § 4 Abs. 2 Nr. 
5 Coronavirus-EinreiseV für Grenzpendler/Grenzgänger vom 02.04.2021 wird aufgehoben. 
 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekanntgegeben (§ 41 
Abs. 4 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG3)). 

 
Begründung: 
Seit dem 30.05.2021 sind die Niederlande durch das das Auswärtige Amt, BMG und BMI nicht mehr als 
Hochinzidenzgebiet ausgewiesen, so dass weder Anwendungsfälle noch Adressaten von der Regelung 
betroffen sind. Die Allgemeinverfügung vom 02.04.2021 ist somit aufzuheben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Oldenburg, Schlosspatz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden.  
 
Emden, 30.06.2021  
 
gez. 
Oberbürgermeister 
Tim Kruithoff 
____________________________________________________ 
1 Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) v. 24.03.2006 
2 Verordnung der Bundesregierung zum Schutz vor einreisebedingten Infektionsgefahren in Bezug auf 
das Coronavirus SARS-CoV-2 nach Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
durch den Deutschen Bundestag v. 13. Januar 2021 (BAnz AT 13.01.2021 V1) 
3 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 
102)  
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